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1    Rechtsgrundlagen  
    

1.1  Baugesetzbuch  (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 

    

1.2  Baunutzungsverord-
nung 

 (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03.07.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176) 

    

1.3  Planzeichenverord-
nung 

 (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 
S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12.08.2025 (BGBI. 2025 I Nr. 189); die im nachfolgen-
den Text zitierten Nummern beziehen sich auf den 
Anhang zur PlanZV 

    

1.4  Planungssicherstel-
lungsgesetz 

 (PlanSiG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20.05.2020 (BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 04.12.2023 (BGBI. I Nr. 344) 

    

1.5  Landesbauordnung 
für Baden-Württem-
berg 

 (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 
ber. S. 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
10.02.2026 (GBl. Nr. 15) 

    

1.6  Gemeindeordnung 
für Baden-Württem-
berg 

 (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. BW 
S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 10.02.2026 (GBl. Nr. 13) 

    

1.7  Bundesnaturschutz-
gesetz 

 (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I 
S. 2542), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29.03.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) 

    

1.8  Naturschutzgesetz 
Baden-Württemberg 

 (NatSchG Baden-Württemberg) vom 23.06.2015 
(GBl. 2015 S. 585), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 18.11.2025 (GBI. 2025 Nr. 124) 
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2    Planungsrechtliche Festsetzungen (PF) 
(mit Angabe der Rechtsgrundlage auf 
Grund von § 9 BauGB und der BauNVO) 
sowie andere Bestimmungen zur Zuläs-
sigkeit der Vorhaben (auf Grund von § 12 
Abs. 3 Satz 2 BauGB ohne Angabe der 
Rechtsgrundlage) 

    

2.1    Agri-Photovoltaikanlage 

"Für die Bebauung vorgesehene Flächen und deren 
Art der baulichen Nutzung" (siehe Planzeichnung); 
der gekennzeichnete Bereich dient der Unterbrin-
gung von Anlagen und Gebäuden zur Errichtung und 
Betrieb einer Agri-Photovoltaikanlage. 

Zulässig sind: 

− aufgeständerte, drehbare Agri-Photovoltaik-Ti-
sche mit einer maximalen Höhe von 5,60 m  

− Anlagen (Transformatoren- und Übergabestation 
bis max. 4,50 m Höhe über der Oberkante des na-
türlichen Geländes) ausschließlich zur Umwand-
lung der Spannungen sowie zur Einspeisung des 
im Gebiet erzeugten Stroms sowie zur Speiche-
rung des im Bereich erzeugten Stroms (Solarspei-
cher) 

− max. 400 m² Fläche für, für den Betrieb notwen-
dige, Anlagen (Solarspeicher, Elektrolyseur, 
Transformatoren- und Übergabestation sowie Ne-
benanlagen)  

− Zäune bis max. 2,50 m Höhe über der Oberkante 
des natürlichen Geländes 

− Eine Informationstafel in Form eines Werbeschil-
des ausschließlich zur Eigenwerbung, das in kei-
ner Ansicht (senkrechte Projektion) eine Größe 
von 5 m² Fläche überschreiten darf 

− ein Überwachungskamera-System sowie eine 
Wetterstation (insbesondere für die Windmes-
sung) auf einem oder mehreren Masten mit einer 
maximalen Gesamthöhe von 6,00 m über der 
Oberkante des natürlichen Geländes 

− Zufahrten 

(siehe Planzeichnung) 

    

Agri-PV 
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2.2  Maximaler Flächen-
verlust für die Land-
wirtschaft 

 Der Verlust an landwirtschaftlich nutzbarer Fläche 
durch Aufbauten und Unterkonstruktionen darf 
höchstens 15 % der Gesamtprojektfläche ("Für die 
Bebauung vorgesehene Flächen", 11,34 ha) (Katego-
rie II) betragen. 

    

2.3  H .... m 

 

 Höhe (Gesamthöhe) der baulichen Anlagen als 
Höchstmaß bezogen auf die Oberkante des natürli-
chen Geländes. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 
BauNVO; Nr. 2.8. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.4   

 

 
 

 Baugrenze; Modulaufstellung für Agri-Photovoltaik-
anlagen sind nur in diesem Bereich zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO; 
Nr. 3.5. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.5  Nebenanlagen und 
sonstige bauliche 
Anlagen außerhalb 
der überbaubaren 
Grundstücksfläche 

 

 Auf den für die Bebauung vorgesehenen Flächen 
sind die gemäß § 14 BauNVO zulässigen Nebenanla-
gen und sonstige, für den Betrieb notwendige bauli-
che Anlagen (z. B. Speichercontainer, Mittelspan-
nungs-Twin-Skit, Wechselrichter, etc.) auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12, 14 u. 23 BauNVO) 

    

2.6   

 

 

 

 

 Hauptversorgungsleitung oberirdisch, hier 
380-kV-Freileitung der Transnet BW GmbH inklusive 
Schutzstreifen mit der Festsetzung eines Leitungs-
rechtes zu Gunsten des Versorgungsträgers.  

Der technische Schutzstreifen beträgt jeweils 
25,00 m. Der dingliche Schutzstreifen beträgt jeweils 
40,00 m. Zur Außenkante des Mastfundamentes ist 
ein Schutzabstand von 25,00 m (Radius) einzuhalten. 

Im Bereich des technischen Schutzstreifens gilt: Mit 
Personen, Baugeräten oder anderen Gegenständen 
ist ein Schutzabstand von mindestens 5,00 m zu den 
Leiterseilen einzuhalten (DIN VDE 0105-100 6.4.4.102 
und Tabelle 103). Der Abstand vom Gelände zu den 
Leiterseilen beträgt ca. 16,00 m. Abzüglich des Min-
destschutzabstandes von 5,00 m ergibt sich eine ma-
ximale Arbeitshöhe von ca. 11,00 m. Geländeverän-
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derungen im technischen Schutzstreifen der Lei-
tungsanlage sind nur in Abstimmung mit der Trans-
netBW GmbH zulässig. 

Im gesamten Schutzstreifen gilt: Die Einrichtung von 
jeglichen Photovoltaikanlagen im Bereich des 
Schutzstreifens der Leitungsanlage ist nur unter Ein-
haltung der geltenden Sicherheitsabstände nach DIN 
VDE 50341 und 0100 zulässig. Es ist ein Abstand von 
mindestens 6,80 m zwischen Leiterseil und Ober-
kante (gemäß Profilplan Vollausbau) des Solarmoduls 
einzuhalten.  

Die Lagerung und Verarbeitung leicht brennbarer 
Stoffe im Schutzstreifen der Leitungsanlage, auch 
während der Bauzeit, ist nicht oder nur mit Zustim-
mung der TransnetBW zulässig.  

Hinweis: Die Hauptversorgungsleitung selbst sowie 
Teile des Schutzstreifens befinden sich außerhalb 
des Geltungsbereiches und sind in diesem Bereich 
hinweislich dargestellt (s. Ziffer 4.5). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13, 21 u. 25 BauGB in Verbindung mit 
§ 9 Abs. 6 BauGB; Nr. 8. u. 15.5 PlanZV; siehe Plan-
zeichnung) 

    

2.7    Hauptversorgungsleitung unterirdisch, hier 
20-kV-Erdkabel der EnBW GmbH inklusive Schutz-
streifen mit der Festsetzung eines Leitungsrechtes 
zu Gunsten des Versorgungsträgers; innerhalb des 
Schutzstreifens (jeweils 1,50 m) gilt folgendes zu be-
achten: 

− Errichtung baulicher Anlagen (auch Modultische),  

− über die Bodenarbeiten der landwirtschaftlichen 
Nutzung hinaus gehende Erdarbeiten sowie 

− Anpflanzen von Bäumen und tief wurzelnden 
Sträuchern 

dürfen ausschließlich in Abstimmung mit dem Ver-
sorgungsträger errichtet werden. 

Das Erdkabel sowie der Schutzstreifen befinden sich 
teilweise außerhalb des Geltungsbereiches und sind 
in diesem Bereich hinweislich dargestellt (s. Zif-
fer 4.7). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13, 21 u. 25 BauGB in Verbindung mit 
§ 9 Abs. 6 BauGB; Nr. 8. u. 15.5 PlanZV; siehe Plan-
zeichnung) 

    

1,
50

 
1,

50
 



 

 

 
Gemeinde Wolfegg    Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Agri-PV-Anlage Annaburg" 

Textteil (Vorentwurf) mit 19 Seiten, Fassung vom 19.05.2026 

Seite 7 

2.8    Hauptversorgungsleitung unterirdisch, hier Erdkabel 
der Telekom GmbH inklusive Schutzstreifen mit der 
Festsetzung eines Leitungsrechtes zu Gunsten des 
Versorgungsträgers; innerhalb des Schutzstreifens 
(jeweils 1,50 m) gilt folgendes zu beachten: 

− Errichtung baulicher Anlagen (auch Modultische),  

− über die Bodenarbeiten der landwirtschaftlichen 
Nutzung hinaus gehende Erdarbeiten sowie 

− Anpflanzen von Bäumen und tief wurzelnden 
Sträuchern 

dürfen ausschließlich in Abstimmung mit dem Ver-
sorgungsträger errichtet werden. 

Das Erdkabel sowie der Schutzstreifen befinden sich 
teilweise außerhalb des Geltungsbereiches und sind 
in diesem Bereich hinweislich dargestellt (s. Zif-
fer 4.8). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13, 21 u. 25 BauGB in Verbindung mit 
§ 9 Abs. 6 BauGB; Nr. 8. u. 15.5 PlanZV; siehe Plan-
zeichnung) 

Hinweis: wird in der Planzeichnung fortgeführt so-
bald Leitungsauskunft vorliegt. 

    

2.9    Hauptwasserleitung unterirdisch, hier Frischwasser-
leitung des Wasserversorgungsverbands Obere 
Schussentalgruppe inklusive Schutzstreifen mit der 
Festsetzung eines Leitungsrechtes zu Gunsten des 
Versorgungsträgers, innerhalb des Schutzstreifens 
(jeweils 2,00 m) ist eine Überbauung unzulässig.  

Die Wasserleitung sowie der Schutzstreifen befinden 
sich teilweise außerhalb des Geltungsbereiches und 
sind in diesem Bereich hinweislich dargestellt (s. Zif-
fer 4.10). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13, 21 u. 25 BauGB in Verbindung mit 
§ 9 Abs. 6 BauGB; Nr. 8. u. 15.5 PlanZV; siehe Plan-
zeichnung) 

    

2.10  Behandlung von Nie-
derschlagswasser, 
Materialbeschaffen-
heit gegenüber Nie-
derschlagswasser 

 Auf den für die Bebauung vorgesehenen Flächen ist 
Niederschlagswasser auf dem Grundstück über die 
belebte Bodenzone (z.B. Muldenversickerung, Flä-
chenversickerung) in den Untergrund zu versickern. 

Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig 
mit Niederschlagswasser in Berührung kommen (z.B. 
Rammprofile, Einschraubanker) sind Oberflächen aus 
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Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, sofern 
diese Oberflächen nicht mit geeigneten anderen Ma-
terialien (z.B. Kunststoffbeschichtung) dauerhaft ge-
gen Niederschlagswasser abgeschirmt werden. Zu-
lässig ist auch die Beschichtung mit zinkhaltigen Le-
gierungen, die nachweislich unkritische Korrosions- 
und Abschwemmraten aufweisen. 

(§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 u. 20 BauGB) 

    

2.11  Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung 
von Natur und Land-
schaft 

 

 Es ist keine Beleuchtung der Anlage zulässig, damit 
keine optischen Wirkungen von der Agri-Photovolta-
ikanlage ausgehen. 

Die Aufständerungen sind reflexionsarm auszufüh-
ren (z. B. durch matte Lackierung oder matte Pulver-
beschichtung). 

Zäune müssen zum Gelände hin einen Abstand von 
mind. 0,15 m zum Durchschlüpfen von Kleinlebewe-
sen aufweisen. Mauern und Palisaden als Einfriedun-
gen sind unzulässig. 

Der Einsatz von Mährobotern ist im gesamten Gel-
tungsbereich nicht zulässig. 

Die Maßnahmen bzw. Vorschriften sind im gesamten 
Geltungsbereich durchzuführen bzw. zu beachten. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

2.12  Bodenschutz  Die Reinigung der PV-Module hat nur mit klarem 
Wasser ohne Zusätze zu erfolgen. Sofern ein Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen stattfindet, ist 
die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen (AwSV) zu berücksichti-
gen. Dies gilt insbesondere für die Trafos, sofern 
diese ölgekühlt sind. Ölgekühlte Trafos müssen über 
ausreichend dimensionierten Auffangwannen aufge-
stellt und eingehaust werden, um die Auffangwannen 
vor Niederschlagswasser zu schützen. 

    

2.13  Bodenbeläge auf den 
für die Bebauung vor-
gesehenen Flächen 

 Zufahrten und andere untergeordnete Wege sind mit 
wasserdurchlässigen Belägen und Materialien herzu-
stellen (z.B. Schotterwege). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
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2.14  Zeitliche Befristung 
der Nutzung, Folge-
nutzung 

 Die festgesetzte Nutzung der im Geltungsbereich 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes liegen-
den für die Bebauung vorgesehenen Flächen "Agri 
PV" ist ausschließlich für die Dauer von 40 Jahren ab 
Inbetriebnahme der Agri-PV-Anlage zulässig. 

Nach Ablauf der 40 Jahre zzgl. ggfs. genehmigter 
Verlängerungszeiträume bzw. bei dauerhafter Auf-
gabe der Nutzung der Agri-PV-Anlage sind die bau-
lichen Anlagen innerhalb von 6 Monaten zurückzu-
bauen und die Flächen wieder in "Flächen für die 
Landwirtschaft" umzuwandeln und als solche zu nut-
zen. 

    

2.15    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes "Agri-PV-An-
lage Annaburg" der Gemeinde Wolfegg sowie des 
Vorhaben- und Erschließungsplanes. 

(§ 9 Abs. 7 BauGB; Nr. 15.13. PlanZV; siehe Planzeich-
nung) 

    

2.16    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes "Agri-PV-Anlage bei den Sportstät-
ten am Eisweiher" (Fassung vom 01.10.2025, rechts-
verbindlich seit 08.01.2026). 

(§ 9 Abs. 7 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.17    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes "Sportstätten am Eisweiher" (Fas-
sung vom 25.11.1998, rechtsverbindlich seit 
14.02.1999). 

(§ 9 Abs. 7 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.18    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes "Biogasanlage 
am Eisweiher" (Fassung vom 26.03.2012, rechtsver-
bindlich seit 09.08.2012). 

(§ 9 Abs. 7 BauGB; siehe Planzeichnung) 
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3    Hinweise und Zeichenerklärung  
    

3.1    Bestehendes Gebäude (Wohngebäude/Wirtschafts- 
oder Nebengebäude) zur Zeit der Planaufstellung 
(siehe Planzeichnung) 

    

3.2    Bestehende Grundstücksgrenzen zur Zeit der 
Planaufstellung (siehe Planzeichnung) 

    
    

3.3    Bestehende Flurstücksnummer (beispielhaft aus der 
Planzeichnung) 

    

3.4    Vorhandenes (natürliches) Gelände; Darstellung der 
Höhenschichtlinien (beispielhaft aus der Planzeich-
nung, siehe Planzeichnung) 

    

3.5    Hauptversorgungsleitung oberirdisch (siehe Plan-
zeichnung) 

Jegliche Bauvorhaben und Erschließungsplanungen 
im Abstand von 25 m rechts bzw. links der 380-kV-
Leitungachse sind der Transnet BW zur Prüfung vor-
zulegen. (Zu Bauvorhaben zählen auch die Errichtung 
von Kaminen, Antennen, Blitzableitern, Reklametafeln, 
Werbetafeln, Fahnenmasten, Laternenmasten, Ge-
rüste u.ä.).  

Es wird darauf hingewiesen, dass der Einsatz von Bau-
geräten (z. B. das Aufstellen eines Baukranes) im Be-
reich der Leitung nur eingeschränkt möglich ist. Eine 
Freischaltung der Stromkreise ist wegen der hohen 
Auslastung der Stromnetze grundsätzlich nicht mög-
lich.  

Gemäß § 7 der Unfallverhütungsvorschrift „Elektrische 
Anlagen und Betriebsmittel GUV-V A 3“ darf der 
Schutzabstand von 5,00 m von Personen, Baugeräten 
(u.a. bei der Planung von Kranstandorten zu beachten) 
oder anderen Gegenständen nicht erreicht werden. 
Dabei ist ein seitliches Ausschwingen der Leiterseile 
zu berücksichtigen. 

Die Belange des Übertragungsnetzes Strom sind zu 
berücksichtigen. Insbesondere wird darauf verwiesen, 

 
680 

678 
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dass im Rahmen der Energiewende Leitungsertüchti-
gungen und Netzverstärkungen notwendig werden 
können (siehe Netzentwicklungsplan NEP und Bun-
desbedarfsplangesetz BBPlG), zur Sicherstellung der 
Funktionsfähigkeit von Leitungsanlagen Maststahl- 
und Fundamentsanierungen vorgenommen werden 
sowie Höchstspannungsfreileitungsanlagen im Hava-
riefall zu jeder Zeit mit Fahrzeugen befahrbar sein 
müssen. 

Die Leitung und die Maststandorte müssen jederzeit 
zugänglich bleiben. Darüber hinaus muss sicherge-
stellt sein, dass eine Zufahrt zu den Maststandorten 
auch mit Lastkraftwagen möglich ist. Als Bemessungs-
fahrzeug ist ein 3-achsiges Müllfahrzeug gemäß Be-
messungsfahrzeuge und Schleppkurven zur Überprü-
fung der Befahrbarkeit von Verkehrsflächen der 
FGSV 287 anzusetzen. Ggf. ist TransnetBW ein 
Schlüssel zur Zaunanlage zu überlassen. 

Die PV-Module entsprechen der Einstufung gemäß 
IEC 61730-2 (internationaler Sicherheitsstandard). 

Um elektrische Aufladungen zu vermeiden, ist die 
Photovoltaikanlage in einen umfassenden Potential-
ausgleich entsprechend DIN VDE 0100 Teil 410/540 
und DIN VDE 0185 (vgl. auch ENV 61024-1) einzube-
ziehen. Anfallende Kosten für notwendig werdende 
Schutzmaßnahmen gehen zu Lasten des Grundstück-
seigentümers bzw. des Bauherrn. Es wird davon aus-
gegangen, dass die komplette Trägerkonstruktion ein-
schließlich Rahmen etc. in einen umfassenden Poten-
tialausgleich einbezogen und ausreichend geerdet 
wird. 

Bei Arbeiten in unmittelbarer Nähe zur Leitungsanlage 
kann es unter Umständen zu unangenehm spürbaren 
Elektrisierungen durch Funkenentladungen, vor allem 
beim Berühren von leitfähigen Gegenständen (metalli-
sche Bauteile oder Baugerätschaften), kommen. Dies 
bedeutet für betroffene Personen eine geringfügige 
Belästigung, eine direkte Gefährdung besteht aber 
nicht. Um Sekundärunfälle zu vermeiden, ist im Be-
reich der Höchstspannungsfreileitung darauf zu ach-
ten, dass sämtliche metallische Bauteile wie Geländer, 
Metallzäune und Fertigungsmittel (Kran, Steiger, LKW 
o.ä.) ausreichend geerdet sein müssen, um eine elekt-
romagnetische Aufladung zu verhindern. 

Antennen, Baucontainer, Blitzschutzanlagen, Fahnen-
maste, Gerüste, Kamine, Laternenmasten, Werbeta-
feln u.ä. dürfen im Schutzstreifen nicht bzw. nur in Ab-
stimmung mit der TransnetBW aufgestellt werden. Es 
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wird insbesondere darauf hingewiesen, dass der Min-
destabstand von 5,00 m von der Oberkante von Be-
leuchtungsmasten (nicht die Lichtpunkthöhen) zu den 
Leiterseilen eingehalten werden muss. Dies ist auch 
bei der Aufstellung von Beleuchtungsmasten und ei-
ner späteren Instandhaltung (Austausch des Leucht-
kopfes bzw. des Leuchtmittels mit Personen im Hub-
wagen) zu berücksichtigen. 

Im Bereich von Höchstspannungsfreileitungen können 
im Nahbereich Auswirkungen durch elektromagneti-
sche Felder auftreten. Insbesondere wird darauf hin-
gewiesen, dass u. a. bei elektronischen Geräten Stö-
rungen durch die magnetischen 50-Hz-Felder von 
Höchstspannungsfreileitungen auftreten können. Die 
TransnetBW haftet nicht für den Ausfall oder die feh-
lerhafte Funktion von Geräten. 

Außerdem kann es im Bereich der Leiterseile bei ent-
sprechender Witterung evtl. zum Eisabwurf kommen. 
Auch ist nicht auszuschließen, dass es zu Verschmut-
zung durch Vogelkot unter den Seilen bzw. im Mast-
bereich kommen kann. Die TransnetBW haftet nicht für 
daraus folgende Schäden. 

Es ist mit Abschattungen durch die Leitungen und die 
Maste zu rechnen. Für Mindererträge bei der Menge 
des erzeugten Stromes, die auf eine Beschattung zu-
rückzuführen wäre, haftet die TransnetBW GmbH 
nicht. 

Von den Betriebsstellen genehmigte Abschaltungen 
können netz- oder störungsbedingt kurzfristig wieder 
abgesagt werden. Daraus entstehende Kosten werden 
nicht von der TransnetBW GmbH übernommen. 

Der Bauherr bzw. die von ihm beauftragten Baufirmen 
haften für alle Schäden, die durch die Bautätigkeit an 
der Höchstspannungsleitung entstehen. 

Die TransnetBW ist an der Modulbelegungsplanung 
sowie am nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren 
zu beteiligen. Zudem ist für sämtliche Arbeiten im Be-
reich der Freileitung eine Baufreigabe und Einweisung 
vor Ort erforderlich. 

Im Zusammenhang mit der Beanspruchung von erfor-
derlichen Arbeitsflächen und Zuwegungen ist § 44a 
des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) zu beachten. 
Demnach gilt ab Beginn der Planauslegung im 
Planaufstellungsverfahren eine gesetzliche Verände-
rungssperre, wonach auf den vom Plan betroffenen 
Flächen bis zu ihrer Inanspruchnahme wesentlich 
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wertsteigernde oder die geplante Baumaßnahme er-
heblich erschwerende Veränderungen nicht vorge-
nommen werden dürfen. 

    

3.6    Hauptversorgungsleitung (hier: 20-kV-Erdkabel der 
EnBW GmbH unterirdisch inklusive Schutzstreifen 
(siehe Planzeichnung)  

    

3.7    Hauptversorgungsleitung (hier: Erdkabel der Telekom 
GmbH unterirdisch inklusive Schutzstreifen (siehe 
Planzeichnung) 

    

3.8    Hauptwasserleitung (hier: Schmutzwasserleitung) un-
terirdisch inklusive Schutzstreifen (siehe Planzeich-
nung) 

    

3.9    Hauptwasserleitung (hier: Frischwasserleitung) unter-
irdisch inklusive Schutzstreifen (siehe Planzeichnung) 

    

3.10  Gebietseigenes Saat-
gut 

 Gemäß § 40 BNatSchG ist das Ausbringen von Pflan-
zen in der freien Natur genehmigungspflichtig, wenn 
die Pflanzenart im betreffenden Gebiet nicht oder seit 
mehr als 100 Jahren nicht mehr vorkommt. Daher sind 
für alle Begrünungsmaßnahmen in der freien Natur ge-
bietseigene Gehölze und Saatgut zu verwenden (siehe 
auch den "Leitfaden zur Verwendung gebietseigener 
Gehölze" des Bundesministeriums für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (2012)). Im vorliegenden 
Fall sollten Gehölze und Saatgut aus dem Vorkom-
mensgebiet 6.1 "Alpenvorland"/6.2 "Alpen" stammen. 

    

3.11  Artenschutz 

 

 Um das Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß §44 
Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden, sind folgende Maß-
nahmen einzuhalten: 

- Um eine Schädigung von potenziell wandern-
den Amphibien auszuschließen, ist das Plange-
biet bei einem Eingriff zwischen Mitte Februar 
und Mitte April durch eine ökologische Baube-
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gleitung nach Individuen zu prüfen. Etwaig auf-
gefundene Tiere sind aus den Baufeldern in ge-
eignete Habitate zu bringen. 

- Um für Libellen die Verwechslung der PV-Mo-
dule mit Gewässerbereichen zu minimieren, ist 
es zu empfehlen im Plangebiet entspiegelte 
PV-Module mit max. 3% Reflexionsgrad einzu-
setzen. So kann die Eiablage der Libellen auf 
den PV-Modulen reduziert und die Verwechs-
lung mit tatsächlichen Eiablageplätzen weitest-
gehend vermieden werden. 

Bezüglich ausführlicher Erläuterungen siehe arten-
schutzrechtlicher Kurzbericht vom 20.04.2026. 

    

3.12  Bodenschutz 

 

 Bei der Bauausführung ist auf einen fachgerechten 
und schonenden Umgang mit dem Boden zu achten, 
entsprechend der Darstellung in der Broschüre "Bo-
denschutz beim Bauen". 

Die DIN 19731 ("Bodenbeschaffenheit - Verwertung 
von Bodenmaterial"), DIN 18915 ("Vegetationstechnik 
im Landschaftsbau - Bodenarbeiten") und DIN 19639 
("Bodenschutz bei Planung und Durchführung von 
Bauarbeiten") sind bei der Bauausführung einzuhalten. 

Durch planerische Maßnahmen ist der Bodenaushub 
zu reduzieren. 

Die Flächeninanspruchnahme ist auf das Nötigste zu 
beschränken. Dies gilt insbesondere für Flächen, die 
für den Bau sowie Rückbau von FF-PV- und Agri-PV-
Anlagen zusätzlich zur bestehenden Flächeninfra-
struktur in Anspruch genommen werden. 

Für vom Bau sowie Rückbau von FF-PV- und Agri-PV-
Anlagen (zusätzlich zur bestehenden Infrastruktur) in 
Anspruch genommene Flächen müssen Schutzmaß-
nahmen ergriffen werden, um die Böden vor Verdich-
tung und Vernässung, Stoffeinträgen und Verschmut-
zung sowie Erosion zu schützen. 

Es dürfen keine Flächen außerhalb der festgelegten 
Baufelder in Anspruch genommen werden. Bautabu-
flächen dürfen nicht in Anspruch genommen oder be-
fahren werden. 

Die Fläche des Eingriffs oder der temporären Bean-
spruchung ist möglichst gering zu halten. Erdaushub 
soll möglichst vermieden werden. Vorhandene 
Oberbodenschichten dürfen nicht unnötig abgescho-
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ben werden. Noch vorhandene, natürliche Böden dür-
fen nur im trockenen Zustand und möglichst nur mit 
leichten Baumaschinen befahren werden. 

Die Grenzen der Befahrbarkeit und Bearbeitbarkeit von 
Böden sowie die spezifische Maschineneinsatzgrenze 
können nach DIN 19639 (2019) in Abhängigkeit von 
Bodenfeuchte / Bodenwasserspannung und Konsis-
tenzbereichen ermittelt werden. 

Unvermeidbare Verdichtungen des Bodens durch den 
Baustellenbetrieb sind zu ermitteln und durch Locke-
rungsmaßnahmen nach Abschluss der Bauarbeiten 
auszugleichen. 

Alle Baueinrichtungsflächen und Baustraßen sind voll-
ständig zurückzubauen, der Rückbau erfolgt rück-
schreitend, ohne den Oberboden bzw. anstehenden 
Unterboden zu befahren. 

Für Wartungsarbeiten sind kleine Raupenfahrzeuge 
mit geringem Gewicht und Flächendruck einzusetzen. 

Für die Bau- und Rückbauphase ist eine bodenkundli-
che Baubegleitung zu beauftragen und ein Boden-
schutzkonzept gemäß der DIN 19639 zu erstellen, da 
die Agri-PV-Anlagen als Vorhaben im Sinne des § 2 
Abs. 3 LBodSchAG anzusehen sind. 

Bei Abtrag, Lagerung und Transport des Oberbodens 
ist auf einen sorgsamen und schonenden Umgang zu 
achten, um Verdichtungen oder Vermischungen mit 
anderen Bodenhorizonten zu vermeiden. Zu Beginn 
der Baumaßnahmen (z.B. bei der Errichtung der Tra-
fostation oder eines Speichersystems) ist der anste-
hende Oberboden abzuschieben und bis zur Wieder-
verwertung in profilierten Mieten ohne Verdichtungen 
zu lagern. Die i.d.R. darunter folgenden Bodenhori-
zonte kulturfähiger Unterboden und unverwittertes 
Untergrundmaterial sind jeweils ebenfalls beim Aus-
bau sauber voneinander zu trennen und getrennt zu 
lagern. Die Bodenmieten sind mit tiefwurzelnden 
Gründüngungspflanzenarten zu begrünen. Bei einer 
Wiederverwertung des Bodenmaterials vor Ort sind die 
Böden möglichst entsprechend ihrer ursprünglichen 
Schichtung, bei der Wiederherstellung von Grünflä-
chen verdichtungsfrei wieder einzubauen. Ggf. verun-
reinigtes Bodenmaterial ist zu separieren und entspre-
chend den gesetzlichen Regelungen zu verwerten 
oder zu entsorgen. Überschüssiger Boden sollte einer 
sinnvollen möglichst hochwertigen Verwertung zuge-
führt werden z.B. Auftrag auf landwirtschaftlichen Flä-
chen, Gartenbau. Einer Vor-Ort-Verwertung des 



 

 

 
Gemeinde Wolfegg    Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Agri-PV-Anlage Annaburg" 

Textteil (Vorentwurf) mit 19 Seiten, Fassung vom 19.05.2026 

Seite 16 

Erdaushubs ist grundsätzlich Vorrang einzuräumen 
(dies ist frühzeitig in Planung zu berücksichtigen).  

Böden auf nicht überbauten Flächen sind möglichst 
vor Beeinträchtigungen (Verdichtung, Vernässung, 
Vermischung, Verunreinigung) zu schützen, ggf. ein-
getretene Beeinträchtigungen zu beseitigen. Ggf. ein-
getretene Verdichtungen des Bodens sind nach Ende 
der Bauarbeiten zu beheben, z.B. durch Tiefenlocke-
rung und Ersteinsaat mit tiefwurzelnden Pflanzen. 
Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu la-
gern, dass Stoffeinträge bzw. -vermischung mit Bo-
denmaterial ausgeschlossen werden. 

Nach Ablauf der Nutzungsdauer sollen die Flächen 
wieder als landwirtschaftliche Flächen nutzbar sein. 
Deshalb ist es notwendig, die baulichen Anlagen und 
alle Gebäude abzubauen sowie Kabel und Betonfun-
damente vollständig zu beseitigen. Der ursprünglich 
vorhandene Bodenaufbau, Bodenqualität und Boden-
mächtigkeiten sind nach Ablauf der Nutzungsdauer 
wiederherzustellen, sofern eine Verschlechterung ein-
getreten ist, und die überplante Fläche fachgerecht zu 
rekultivieren. Verdichtungen des Bodens sind durch 
geeignete Maßnahmen zu beheben. Um dies zu ge-
währleisten, sollten Bodenmächtigkeiten und Boden-
qualitäten vor dem Bau der PV-Anlage festgestellt und 
dokumentiert werden. 

Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial 
müssen getrennt gesammelt und einer Verwertung zu-
geführt bzw. als Abfall entsorgt werden. 

    

3.13  Grundwasserschutz  Zur Reinigung der Agri-Photovoltaikanlage werden 
keine Reinigungsmittel verwendet. Aufgrund des ge-
wählten technischen Konzepts mit einem ausreichen-
den Neigungswinkel werden die Solarmodule durch 
Regen gereinigt, sodass keine gesonderte Reinigung 
notwendig ist. Sollte eine Reinigung der Solarmodule 
dennoch notwendig werden, erfolgt die Reinigung 
ausschließlich mit Wasser. Das Regenwasser, welches 
auf die elektrische Anlage fällt, wird nicht belastet und 
versickert über die belebte Bodenzone. Eine Kontami-
nierung des (Grund-)wassers kann ausgeschlossen 
werden. 

Erdkabel sind mit geringstmöglichem Eingriff oberflä-
chennah zu verlegen. Vorzugsweise sollen vorhan-
dene Leitungs- und Kabeltrassen genutzt werden. 
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Durch Kabelgräben darf keine Drainagewirkung (Ab-
leiten von Schicht-/Grundwasser) hervorgerufen wer-
den. 

    

3.14  Altlasten 

 

 Auch wenn auf den überplanten und den unmittelbar 
angrenzenden Flächen keine Vorkommen von Altlas-
ten bekannt sind, ist die zuständige Bodenschutzbe-
hörde unverzüglich zu benachrichtigen, sofern bei 
Aushubarbeiten bzw. weiteren Erkundungen orga-
noleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt 
werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung 
oder Altlast hindeuten. 

    

3.15  Geotechnik 

 

 Hinweis: Wird ergänzt, sobald Stellungnahme vorliegt. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der wei-
teren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum ge-
nauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, 
zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß 
DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates In-
genieurbüro empfohlen. 

    

3.16  Brandschutz  Freiflächen- und Agri-Photovoltaikanlagen haben 
i.d.R. eine sehr geringe Brandlast. Die hier geplante 
Agri-Photovoltaikanlage besteht im Normalfall aus 
nicht brennbarer Unterkonstruktion, wie z.B. Stahl, 
Zink oder Aluminium sowie aus Solarmodulen und Ka-
belverbindungen. Lediglich kleinere Teile der Photo-
voltaik- Module und der Kabel können als Brandlast 
angesehen werden. Daher ist eine etwaige Löschwas-
serversorgung als entbehrlich anzusehen. Für die the-
oretisch gegebene Möglichkeit eines Flächen- oder 
Rasenbrandes, sind im Plangebiet entsprechende 
Fahrgassen und Aufstellflächen für die Feuerwehr frei-
zuhalten. Die örtliche Feuerwehr wird nach Inbetrieb-
nahme der Photovoltaikanlage in die Örtlichkeiten und 
die Anlagentechnik eingewiesen. Zudem werden 
Brand- und Störfallrisiken durch fachgerechte Installa-
tion und Inbetriebnahme der PV-Anlage sowie regel-
mäßige Wartung minimiert. 
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3.17  Ergänzende Hinweise  Datengrundlage: Auszug aus dem Liegenschaftskata-
ster des Landesamtes für Geoinformation und Land-
entwicklung Baden-Württemberg, Stand: Mai 2026.  

Auf Grund der Beschaffenheit des Baugrundes der nä-
heren Umgebung kann von einer Bebaubarkeit im 
überplanten Bereich ausgegangen werden. Den Bau-
verantwortlichen wird darüber hinaus empfohlen, im 
Rahmen der Bauvorbereitungen eigene Erhebungen 
durchzuführen (z.B. Schürfgruben, Bohrungen). 

Auf Grund der Beschaffenheit des Baugrundes der nä-
heren Umgebung kann von einer Bebaubarkeit im 
überplanten Bereich ausgegangen werden. Den Bau-
verantwortlichen wird darüber hinaus empfohlen, im 
Rahmen der Bauvorbereitungen eigene Erhebungen 
durchzuführen (z.B. Schürfgruben, Bohrungen). 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbei-
ten archäologische Funde oder Befunde entdeckt wer-
den, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer 
Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzei-
gen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metall-
teile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Grä-
ber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfär-
bungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werkta-
ges nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu 
erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit 
einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwider-
handlungen werden gem. § 27 DSchG als Ordnungs-
widrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung und Doku-
mentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 
kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 
Ausführende Baufirmen sollten hierüber schriftlich in 
Kenntnis gesetzt werden. 

Alle genannten Normen und Richtlinien sind beim 
Deutschen Patentamt archiviert und gesichert hinter-
legt. Die genannten Normen und Richtlinien können 
bei der Gemeinde Wolfegg, Am Hofgarten 1, 88364 
Wolfegg, eingesehen werden. 

    

3.18  Plangenauigkeit  Obwohl die Planzeichnung auf einer digitalen (CAD) 
Grundlage erstellt ist (hohe Genauigkeit), können sich 
im Rahmen der Ausführungsplanung und/oder der 
späteren Einmessung Abweichungen ergeben (z.B. 
unterschiedliche Ausformung der überbaubaren 
Grundstücksflächen etc.). Weder die Gemeinde Wol-
fegg noch die Planungsbüros übernehmen hierfür die 
Gewähr.  
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4  Satzung 
 

Auf Grund von § 10 in Verbindung mit § 12 des Baugesetzbuches (BauGB), § 4 der Ge-
meindeordnung für Baden-Württemberg (GemO), § 74 der Landesbauordnung für Ba-
den-Württemberg (LBO), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) sowie der Planzei-
chenverordnung (PlanZV) jeweils in der o.g. Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde 
Wolfegg den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Agri-PV-Anlage Annaburg" in öf-
fentlicher Sitzung am ...................... beschlossen. 

 
 § 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Agri-PV-
Anlage Annaburg" ergibt sich aus dessen zeichnerischem Teil vom 19.05.2026. 

 
 § 2 Bestandteile der Satzung  

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan "Agri-PV-Anlage Annaburg" besteht aus der 
Planzeichnung und dem Textteil vom 19.05.2026 sowie dem Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan in der Fassung vom 14.04.2026. 

 
 § 3 Inkrafttreten 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan "Agri-PV-Anlage Annaburg" der Gemeinde 
Wolfegg tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft 
(gem. § 10 Abs. 3 BauGB).  

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 
Wolfegg, den .........................  

 

 
.................................................................. 
(Peter Müller, Bürgermeister) (Dienstsiegel) 

 

 


